Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 464 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle bescl\ließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhebung der Abschöpfungen nach Maßgabe der Ver- 
ordnungen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
schrittweise Errichtung gemeinsamer Marktorganisationen für 
die landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
(Abschöpfungserhebungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

§ 1 

Abschöpfungsgegenstand 

Die Einfuhr von Waren unterliegt einer Abgabe 
(Abschöpfung), wenn die Erhebung einer solchen 
Abgabe in den Verordnungen vorgeschrieben oder 
zugelassen ist, die der Rat der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft auf Grund der Artikel 42 oder 43 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 25. März 1957 (Bundesge- 
setzbl. II S. 753) erläßt. 

§ 2 

Anzuwendendes Recht 

(1) Die für Zölle und Zollvergehen geltenden 
Vorschriften finden Anwendung, soweit sich aus den 
in § 1 bezeichneten Verordnungen nicht etwas an- 
deres ergibt oder dieses Gesetz nicht etwas anderes 
bestimmt. 

(2) Die Abschöpfung wird durch die Bundes- 
finanzbehörden erhoben., 

§ 3 

Abschöpfungssatz 

Abschöpfungen werden nach Abschöpfungssätzen 
erhoben, die sich aus den in § 1 bezeichneten Ver- 
ordnungen und den dazu ergangenen Durchfüh- 
rungsvorschriften ergeben. 


§ 4 

Maßgebender Zeitpunkt für die Anwendung 
des Ab schöpfungs Satzes 

(1) Die Abschöpfungsschuld bemißt sich nach dem 
Abschopfungssatz, der am Tag der Einfuhr gilt. 

(2) Als Tag der Einfuhr gilt der Tag, an dem erst- 
mals ein Antrag auf Abfertigung der Ware zum 
freien Verkehr oder zu einem besonderen Abschöp- 
fungsverkehr — mit Ausnahme des Abschöpfungs- 
gutversands — gestellt oder wirksam wird, die Ware 
angeschrieben (§ 39 in Verbindung mit § 6 Abs. 5 
des Zollgesetzes), der zollamtlichen Überwachung 
vorenthalten oder entzogen oder unzulässig verän- 
dert (§ 57 Abs. 1 des Zollgesetzes) wird. Der Antrag 
auf Abfertigung zum freien Verkehr darf nur zu- 
rückgenommen werden, wenn die zollamtliche Über- 
wachung der Ausfuhr beantragt wird. 

(3) Wird im aktiven Veredelungsverkehr (§ 48 
des Zollgesetzes) oder im Umwandlungsverkehr 
(§ 54 des Zollgesetzes) veredelte oder umgewan- 
delte Ware oder Ersatzgut gestellt, so bemißt sich 
die Abschöpfungsschuld für Nebenerzeugnisse und 
Abfälle nach dem Abschöpfungssatz, der am Tag 
dieser Gestellung gilt. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 werden nicht angewendet, 
wenn in der Einfuhrlizenz nach näherer Bestimmung 
der in § 3 bezeichneten Vorschriften der für die Be- 
messung der Abschöpfungsschuld anzuwendende 
Abschöpfungssatz festgesetzt ist. In diesem Fall be- 
mißt sich die Abschopfungsschuld nach dem in der 
Einfuhrlizenz festgesetzten Abschöpfungssatz. So- 
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weit hierbei eine Prämie festgesetzt wird, gilt diese 
als Teil der Abschöpfung. 

§ 5 

Zahlungsaufschub 

Zahlungsaufschub (§ 37 Abs. 2 des Zollgesetzes)^ 
ist nicht zulässig. 

§ 6 

Bevorratung 

Werden abschöpfungspflichtige Waren mit Zu- 
stimmung des zuständigen Bundesministers zur Be- 
vorratung eingeführt, so werden sie auf Antrag zum 
B e vor ratungs verkehr abgefertigt. Die Abschöpfungs- 
schuld entsteht an dem Tag, an dem die Waren 
aus der Bevorratung abgegeben werden. Abschöp- 
fungsschuldner ist, wer die Waren abgibt; er ist 
verpflichtet, der zuständigen Zollstelle rechtzeitig 
den Tag der Abgabe sowie die zur Berechnung der 
Abschöpfungsschuld erforderlichen Angaben mitzu- 
teilen. Die Abschöpfungsschuld bemißt sich nach 
dem für den Tag der Abgabe gültigen Abschöp- 
fungssatz. Die Ware tritt mit Entstehung der Ab- 
schöpfungsschuld in den freien Verkehr. 

§ 7 

Beteiligung der Marktordnungsstellen 
im Berufungsverfahren 

Werden im Berufungsverfahren (§ 229 der Reichs- 
abgabenordnung) gegen Abschöpfungsbescheide 
Einwendungen gegen die von den Marktordnungs- 
stellen bekanntgemachten Abschöpfungssätze erho- 
ben, so können diese Stellen als Beteiligte beitreten 
oder zugezogen werden. 

§ 8 

Befugnis zur Auskunftserteilung 

Die Bundesfinanzbehörden sind befugt, dem Bun- 
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und den Marktordnungsstellen Auskünfte 
über Umstände zu erteilen, die im Zusammenhang 
mit der Abschöpfung stehen. 

§ 9 

Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten zur Durchführung 
dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung 

1. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
erläutern, 

2. soweit eine Abweichung von den Verord- 
nungen zur Durchführung des Zollgesetzes 
wegen der Eigenart der Abschöpfungen 
angebracht ist, 

a) die aus diesem Gesetz sich ergebenden 
Pflichten näher bestimmen; sein Recht, 
die Pflichten der Zollbediensteten im 
Verwaltungsweg festzulegen, bleibt un- 
berührt, 


b) das Verfahren bei der Erfassung des 
Warenverkehrs und bei der Abschöp- 
fungsbehandlung, für die besonderen 
Abschöpungsverkehre, für die anderen 
im Zollgesetz vorgesehenen Verkehre, 
für den Erlaß und für die Erstattung 
(§ 40 des Zollgesetzes) näher regeln 
und dabei den Beteiligten, einschließ- 
lich des Käufers oder Empfängers einer 
Ware, die erforderlichen Anmeldungs- 
und Buchführungspflichten auferlegen. 
Er hat dabei Auskünfte, Empfehlungen 
und Erläuterungen der Organe der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
im Rahmen der vertraglichen Ver- 
pflichtungen zu berücksichtigen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen stellt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten nach Maßgabe der 
in § 3 bezeichneten Vorschriften durch Rechts Verord- 
nung einen Abschöpfungstarif — ohne Abschöp- 
fungssätze — auf. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten durch Rechts Ver- 
ordnung Durchführungsvorschriften zur Auslegung 
und Anwendung des Abschöpfungstarifes, besonders 
zur Abgrenzung der Tarifnummern und Tarifstellen, 
erlassen. Er hat dabei Auskünfte, Empfehlungen 
und Erläuterungen der Organe der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft im Rahmen der vertrag- 
lichen Verpflichtungen zu berücksichtigen. Zu den 
Durchführungsvorschriften gehören auch technische 
Vorschriften für die Untersuchung und für die Ver- 
gällung von Waren. 

(4) Die Ermächtigung des § 79 Abs. 1 des Zoll- 
gesetzes erstreckt sich auch auf Abschöpfungen. 

§ 10 

Übergangsvorschriften 

Entsteht für abschöpfungspflichtige Waren eine 
Abschöpfungsschuld und liegt der nach § 4 maßge- 
bende Zeitpunkt vor dem 1. Juli 1962, so bemißt sich 
die Abschöpfungsschuld nach dem Zeitpunkt, an dem 
sie entsteht. 

§ 11 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1962 in Kraft. 


Bonn, den 13. Juni 1962 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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